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VomStadtrat zumStadtpräsidenten
Er will an die Spitze Kreuzlingens: Die TZ
hat Ernst Zülle zum Lunch getroffen. 44

DieRegierungsrätin legt sich fest
Thurgau Im Streit um das Sprachniveau bei Einbürgerungen gibt Cornelia Komposch den 130 Kantonsräten

ihren Kompromissvorschlag schriftlich. Bei der SVP hat man dafür weiterhin wenig Verständnis.

ThomasWunderlin
thomas.wunderlin@thurgauerzeitung.ch

Die Befürchtung sei unbegrün-
det, versichert Cornelia Kom-
posch in einem Brief an die
130 Mitglieder des Grossen Rats.
Die Befürchtung nämlich, dass
der Regierungsrat die Verord-
nung «seinem Gutdünken ent-
sprechend sogleich wieder än-
dern» würde. In einem Brief vom
1.November wiederholt die SP-
Regierungsrätin ihren als Kom-
promiss gemeinten Vorschlag aus
der Debatte über das neue Ein-
bürgerungsgesetz.

Der Grosse Rat schraubte da
die Sprachhürde für Neubürger
auf einsame Höhe. Der Regie-
rungsrat hatte in der Botschaft in
Aussicht gestellt, in der Verord-
nung mündlich und schriftlich
die Stufe B1 zu verlangen, was
schon über dem bundesrechtli-
chen Minimum liegt (B1/A2).
Der Grosse Rat schrieb die ver-
langte Sprachkompetenz gleich
ins Gesetz, wobei er mündlich auf
B2 erhöhte. Diese Einstufungen
entsprechen dem in Europa an-
erkannten Referenzrahmen, der
in sechs Stufen von A1 bis C2 auf-
steigt. «Mit diesem Schreiben be-
kunde ich noch einmal», schreibt
Komposch, «dass ich in Abspra-
che mit dem Regierungsrat ge-
willt bin, das Sprachniveau
schriftlich auf B1 und mündlich
auf B2 in der Verordnung festzu-
legen.»

Thurgauverlangtauf jeden
FallhoheSprachkompetenz

Somit bleibt die Sprachhürde auf
jeden Fall auf der vom Grossen
Rat beschlossenen Höhe. Offen
ist nur, ob sie im Gesetz oder in
der Verordnung geregelt wird.
Der Grosse Rat könnte den knap-
pen Entscheid aus der ersten Le-
sung (58 zu 57) in der zweiten Le-
sung kippen, die voraussichtlich
in zwei Wochen stattfindet. Dann
würde der Regierungsrat die er-
höhten Anforderungen in der
Verordnung festschreiben. Dafür

sprechen laut Komposch «rein
sachliche Gründe». Die Verord-
nung könne rasch geändert wer-
den, wenn eine neue Situation
eintrete. Die Anpassung eines
Gesetzes sei in personeller und fi-
nanzieller Hinsicht aufwendiger.
Auch auf Bundesebene würden
Detailfragen wie das Sprach-
niveau vom Bundesrat und nicht
vom Parlament festgelegt. Der

Regierungsrat würde die Verord-
nung nur dann anpassen, wenn
ihn geänderte Rahmenbedingun-
gen dazu zwingen würden, versi-
chert Komposch. Als Beispiel
nennt sie Änderungen des Refe-
renzrahmens für Sprachen. Zur-
zeit sei der Stand vom 26.Juni
2015 massgebend: «Eine Weiter-
entwicklung ist damit nicht aus-
geschlossen.» Eine Änderung der
Verordnung komme auch in Fra-
ge, wenn das Bundesrecht ände-
re oder eine mehrjährige Praxis
offensichtlich zeige, dass eine
Anpassung notwendig sei.

Ausserdem enthält das
Schreiben von Komposch einen
Vergleich der Sprachkompeten-
zen, die zwölf Kantone bei Ein-
bürgerungen verlangen. Acht da-
von halten sich an das bundes-
rechtliche Minimum, unter
anderen Appenzell Innerrhoden.
Nur vier Kantone verlangen
mehr, so St.Gallen und Appenzell
Ausserrhoden (B1 mündlich und
schriftlich). So hoch wie der
Thurgau geht nur Schwyz, das
sich mit der Festschreibung auf
Verordnungsstufe begnügt. Das
Sprachniveau auf Gesetzesstufe
regelt nur noch Luzern, das beim
Bundesminimum bleibt.

Pascal Schmid hatte in der
ersten Lesung den erfolgreichen
Antrag zur Erhöhung des Sprach-
niveaus gestellt. Der Brief von
Komposch enthalte «nichts Neu-
es», sagt der Weinfelder SVP-
Kantonsrat. «Wir wollen die
Schlüsselkriterien im Gesetz drin
haben.» Sprache sei das wichtigs-
te Kriterium für Integration. «Ich
verstehe nicht ganz, wieso sich
die Regierung damit so schwer
tut.» Auch ein Gesetz könne
schnell geändert werden, wenn
es nur um eine Formsache gehe.
Schweizer Bürger hätten «enorm
viele politische Mitwirkungsrech-
te». Das Niveau B2 bedeute, dass
man einer politischen Diskussion
in den Grundzügen folgen könne.
Um die «Arena» zu verstehen,
reiche es nicht: «Dafür müsste
man C1 und C2 verlangen.»
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Überblick überBetreuungsangebote
Thurgau Die Gemeinden müssen sich darum kümmern, dass es familienergänzende

Kinderbetreuung gibt. Kantonsräte fordern nun eine Erhebung aller Angebote.

Der Thurgau fördert die familien-
ergänzende Kinderbetreuung
und unterstützt Erziehungsbe-
rechtigte bei der Betreuung. So
sieht es das kantonale «Gesetz
über die familienergänzende
Kinderbetreuung» vor, das 2005
in Kraft gesetzt wurde. Ende
2007 hat das Departement für
Erziehung und Kultur eine Erhe-
bung bei den Gemeinden und
Städten durchgeführt, mit dem
Ziel, einen Überblick über den
Stand der Angebote zu dokumen-
tieren. «Nach zehn Jahren soll
nun eine aktuelle Bestandsauf-
nahme gemacht werden», schrei-
ben neun Kantonsräte in einem

Antrag, der morgen im Grossen
Rat eingereicht wird.

«Die letzte Erhebung ist
überhaupt nicht mehr aktuell»,
sagt CVP-Kantonsrat Dominik
Diezi (Stachen). Vor allem die
schulergänzenden Angebote
würden erst so richtig aufkom-
men. «Da haben wir überhaupt
keinen Überblick, wer was
macht.» Mit einer sauberen
Grundlage könne man bestim-
men, ob Handlungsbedarf be-
steht. «Wir glauben: Ja», sagt
Diezi. Gerade bei den schuler-
gänzenden Massnahmen hätten
sie schwer den Eindruck, dass die
meisten Gemeinden gar nichts

anbieten würden. Familienergän-
zend seien die Angebote grund-
sätzlich da, jedoch sei unklar, ob
diese für den Mittelstand über-
haupt erschwinglich seien. «Viel-
leicht reicht eine Statistik, um ei-
nen gewissen Druck auf die Ge-
meinden zu machen.» Wenn
nichts passiere, werde man wei-
tersehen.

DieEntwicklung in
diesemBereichbeobachten

Der Antrag verlangt, dass die An-
gebotsdaten flächendeckend für
denVorschul- sowieSchulbereich
bei allen Betreuungsinstitutionen
und Schulgemeinden zuzüglich

Tagesfamilienorganisationen er-
hoben werden. Auch die Träger-
schaft der Angebote sowie der Fi-
nanzierungsgrad sollen erhoben
werden. Wie in Bezug auf die
kantonale Qualitätssicherung
evaluiert wird, wollen die Kan-
tonsräte ebenfalls wissen. «Diese
statistische Erhebung soll so an-
gelegt sein, dass sie in geeigneten
Zeitabschnitten wiederholt wer-
den kann», schreiben sie in ihrem
Vorstoss. Damit soll ein Über-
blick über die Entwicklung er-
möglicht werden.

Larissa Flammer
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Thurgauer
helfen in Bondo

Felssturz «Vom 10. November
bis 15. Dezember werden rund
270 Thurgauer Zivilschützer in
Bondo im Einsatz stehen», teilt
der Kanton Thurgau mit. Er re-
agiert damit auf ein Hilfsbegeh-
ren des Amtes für Militär und
Zivilschutz des Kantons Grau-
bünden. Seit dem Felssturz vom
23.August, der das Dorf Bondo
verschüttete, steht der Zivil-
schutz des Kantons Graubünden
im Einsatz, musste jedoch Ende
Oktober abgelöst werden. Nun
wird der Thurgauer Zivilschutz
mit neun Detachements mit je-
weils rund 30 Angehörigen des
Zivilschutzes in Bondo einen
Hilfseinsatz leisten.

Folgende Arbeiten werden
die rund 270 Personen dabei er-
ledigen: «Sicherstellung der Füh-
rungsunterstützung und Logistik,
Sicherstellung der Alarmierung
auf dem Schadenplatz, Betreu-
ung und Begleitung von betroffe-
nen Einwohnern im Schadenge-
biet sowie die Räumung der ver-
schüttetenGebäude.»DieKosten
von 25 000 Franken übernimmt
der Kanton Thurgau. (red)

Das EKT baut
ein Datacenter

Arbon Im Unterwerk Frauenfeld
West erstellt das EKT ein Re-
chenzentrum. «Im Thurgau steht
bald ein sicheres und verlässli-
ches Datacenter für die Einhau-
sung von IT-Infrastrukturen»,
schreibt das EKT in einer Mittei-
lung. 10 Millionen Franken betra-
ge das Investitionsvolumen. Im
Sommer 2018 soll das neue Da-
tacenter in Betrieb genommen
werden. Die Entwicklungen im
Bereich der Digitalisierung und
die Anforderungen an das Daten-
management von Unternehmen
würden ein Marktbedürfnis nach
öffentlichen Datacentern, in wel-
chen Unternehmen ihre IT-Infra-
struktur sicher unterbringen kön-
nen, ausweisen, schreibt das EKT
weiter. Das zeige sich an erhöh-
ten Datenaufkommen, der Ver-
fügbarkeit von Daten oder auf-
grund der Gefahren durch Cyber-
angriffe.

Einemöglichst
sichereUmgebung

Ab Sommer 2018 biete die EKT
deshalb in Frauenfeld als erste
Anbieterin im Thurgau ein siche-
res und verlässliches Datacenter
für Unternehmen. Diese hätten
die Möglichkeit, ihre Informatik-
Infrastruktur in einer sicheren
Umgebung zu betreiben. Das Ge-
bäude biete maximalen Schutz
vor Risiken wie Erdbeben, Hoch-
wasser oder Feuer. Es sei einge-
zäunt und permanent videoüber-
wacht. Eine biometrische Zu-
gangskontrolle sowie eine
Vereinzelungsanlage sorgten für
einen geregelten Zugang.

Die Energieversorgung des
Datacenters sei über zwei unab-
hängige Strompfade aus dem
Netz der EKT und im Störfall
unterbrechungsfrei durch eine
Netzersatzanlage sichergestellt.
Die redundante Internetverbin-
dung erfolge über das Glasfaser-
netz der EKT. (red)

WIE MEISTERT MEIN
BETRIEB MEINE
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